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$'(���Verordnung: Sicherheits- und Gesundheitsschutzdokumente (DOK-VO)
[CELEX-Nr.: 389L0391]

$')���Verordnung: Doktorratsstudium für Absolventinnen und Absolventen von Fachhoch-
schulen-Studiengängen technischer Richtung

$( ���Verordnung: Doktorratsstudium für Absolventinnen und Absolventen von Fachhoch-
schulen-Studiengängen in den Bereichen Wirtschaft und Tourismus

$(!���Verordnung: Berufsbezeichnungen „Akademisch geprüfter Exportkaufmann“ und
„Akademisch geprüfte Exportkauffrau“

$("���Verordnung: Änderung der Seen- und Fluß-Verkehrsordnung
$(#���Kundmachung: Aufhebung des § 148 Abs. 1 zweiter Satz der Gewerbeordnung 1994 durch

den Verfassungsgerichtshof

$'(��Verordnung des Bundesministers für Arbeit und Soziales über die Sicherheits- und
Gesundheitsschutzdokumente (DOK-VO)

Auf Grund der §§ 5 und 18 Z 1 des Bundesgesetzes über Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der
Arbeit (ArbeitnehmerInnenschutzgesetz – ASchG), BGBl. Nr. 450/1994, wird vom Bundesminister für
Arbeit und Soziales sowie auf Grund des § 132 Abs. 3 Z 6 in Verbindung mit § 18 Z 1 ASchG wird für
Betriebe und Tätigkeiten, die der Gewerbeordnung 1994, BGBl. Nr. 194, unterliegen, vom Bundesmini-
ster für Arbeit und Soziales im Einvernehmen mit dem Bundesminister für wirtschaftliche Angelegen-
heiten verordnet:

Allgemeine Bestimmungen

§ 1. (1) Das Sicherheits- und Gesundheitsschutzdokument im Sinne des § 5 ASchG ist übersichtlich
zu gestalten. Gleichartige Arbeitsplätze oder Arbeitsvorgänge oder Gefahrenbereiche können zusammen-
gefaßt dokumentiert werden. Die für eine Arbeitsstätte erstellten Sicherheits- und Gesundheitsschutzdo-
kumente sind möglichst einheitlich zu gestalten.

(2) Die Dokumentation kann auch in graphischer Form erfolgen, soweit dies zweckmäßig ist, insbe-
sondere durch Verwendung von Symbolen, Plänen, Layouts, und Skizzen.

(3) Die Dokumentation kann auch automationsunterstützt erfolgen. Es muß gewährleistet sein, daß
alle Berechtigten Zugang zu den Sicherheits- und Gesundheitsschutzdokumenten haben. Ist der ausrei-
chende Zugang nicht auf andere Weise gewährleistet, muß ein Ausdruck der Sicherheits- und Gesund-
heitsschutzdokumente zur Einsichtnahme aufliegen.

Inhalt

§ 2. (1) Das Sicherheits- und Gesundheitsschutzdokument muß jedenfalls enthalten:
1. Angaben über die Person, die die Ermittlung und Beurteilung der Gefahren durchgeführt hat;

wenn die Ermittlung und Beurteilung der Gefahren von mehreren Personen durchgeführt wurde,
weiters Angaben über ihren Aufgabenbereich; Angaben über allfällige für Messungen, Berech-
nungen und Analysen beigezogene fachkundige Personen;

2. Angaben über den Tag oder den Zeitraum der erstmaligen Ermittlung und Beurteilung der Gefah-
ren;

3. Angaben über den Bereich (insbesondere Arbeitsplatz, Arbeitsraum, Organisationseinheit, Ar-
beitsstätte), auf den sich das Sicherheits- und Gesundheitsschutzdokument bezieht und über die
Anzahl der in diesem Bereich zum Zeitpunkt der Ermittlung und Beurteilung der Gefahren be-
schäftigten Arbeitnehmer/innen;

4. die festgestellten Gefahren;
5. die durchzuführenden Maßnahmen zur Gefahrenverhütung auf technischem und organisatori-

schem Gebiet;
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6. bei jenen vorgesehenen Maßnahmen, die nicht umgehend umgesetzt werden können, zusätzlich
Angaben über die Zuständigkeit für die Umsetzung und über die Umsetzungsfrist.

(2) Soweit dies für den Bereich, auf den sich das Sicherheits- und Gesundheitsschutzdokument be-
zieht, zutrifft, muß es auch enthalten:

1. die Festlegung der Arbeitsplätze oder Arbeitsbereiche, für die nach dem 5. Abschnitt des ASchG
Eignungsuntersuchungen, Folgeuntersuchungen, Untersuchungen bei Lärmeinwirkung oder son-
stige besondere Untersuchungen vorgesehen sind;

2. die Festlegung der Tätigkeiten, für die ein Nachweis der Fachkenntnisse im Sinne des § 63
ASchG notwendig ist;

3. Angaben über die notwendigen persönlichen Schutzausrüstungen;
4. Angaben über Bereiche, die besonders zu kennzeichnen sind, oder für die Zutrittsbeschränkungen

bestehen;
5. Vorkehrungen für ernste und unmittelbare Gefahren im Sinne des § 3 Abs. 3 und 4 ASchG.

(3) Soweit dies für den Bereich, auf den sich das Sicherheits- und Gesundheitsschutzdokument be-
zieht, zutrifft, muß es auch enthalten:

1. ein Verzeichnis der verwendeten gefährlichen Arbeitsstoffe im Sinne des § 40 ASchG;
2. ein Verzeichnis der Arbeitsmittel, für die Prüfungen im Sinne des § 37 ASchG notwendig sind,

samt allfälligen Prüfplänen; gegebenenfalls Wartungspläne für Arbeitsmittel;
3. Brandschutzordnung, Evakuierungspläne, Explosionsschutzdokument.

(4) Die in Abs. 3 angeführten Unterlagen können auch gesondert geführt werden. In diesem Fall
muß das Sicherheits- und Gesundheitsschutzdokument einen Verweis auf diese Unterlagen enthalten.

(5) Werden in dem Bereich, auf den sich das Sicherheits- und Gesundheitsschutzdokument bezieht,
gefährliche Arbeitsstoffe verwendet, für die Grenzwerte im Sinne des § 45 ASchG gelten, sind im Do-
kument auch die zur Anwendung kommenden MAK-Werte oder TRK-Werte anzuführen.

(6) Werden bei der Festlegung von Maßnahmen zur Gefahrenverhütung ÖNORMEN, harmonisierte
europäische Normen (EN oder ÖNORM EN), ÖVE-Vorschriften, Unfallverhütungsvorschriften, Techni-
sche Richtlinien oder sonstige anerkannte Regeln der Technik zugrundegelegt, sind diese im Sicherheits-
und Gesundheitsschutzdokument anzuführen.

Überprüfung und Anpassung
§ 3. (1) Bei einer Überprüfung und Anpassung der Ermittlung und Beurteilung der Gefahren oder

der Maßnahmen zur Gefahrenverhütung im Sinne des § 4 Abs. 4 und 5 ASchG muß auch eine Anpassung
des Sicherheits- und Gesundheitsschutzdokumentes erfolgen.

(2) Aus dem Sicherheits- und Gesundheitsschutzdokument muß sich ergeben, wer die Überprüfung
und Anpassung der Ermittlung und Beurteilung der Gefahren vorgenommen hat, wann sie erfolgt ist und
auf welchen Bereich sie sich bezieht.

Zuständige Personen
§ 4. Aus dem Sicherheits- und Gesundheitsschutzdokument muß sich ergeben, welche Personen

innerbetrieblich für Fragen der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes zuständig sind, oder welche
innerbetriebliche Stelle nähere Auskünfte über Personen und Dienste mit besonderen Aufgaben auf die-
sem Gebiet erteilt.

Inkrafttreten
§ 5. Diese Verordnung tritt mit dem der Kundmachung folgenden Tag in Kraft.

Hums

$')��Verordnung des Bundesministers für Wissenschaft, Verkehr und Kunst über das
Doktoratsstudium für Absolventinnen und Absolventen von Fachhochschul-

Studiengängen technischer Richtung
Auf Grund des § 5 Abs. 3 des Bundesgesetzes über Fachhochschul-Studiengänge (FHStG), BGBl.

Nr. 340/1993, wird verordnet:

Berechtigung
§ 1. Absolventinnen und Absolventen der nachstehenden Fachhochschul-Studiengänge haben das

Recht auf Zulassung zu einem um zwei Semester verlängerten Doktoratsstudium der technischen Wissen-
schaften:
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Studien-
gangs- Bezeichnung

kennzahl

0002 Gebäudetechnik
0003 Automatisierte Anlagen- und Prozeßtechnik
0004 Software Engineering
0009 Fertigungsautomatisierung
0011 Elektronik
0016 Präzisions-, System- und Informationstechnik

Zusätzliche Erfordernisse

§ 2. (1) Im Rahmen des um zwei Semester verlängerten Doktoratsstudiums haben Absolventinnen
und Absolventen der in § 1 genannten Fachhochschul-Studiengänge

1. Grundlagenfächer,
2. fachspezifische Ergänzungsfächer und
3. Vertiefungsfächer

im Gesamtumfang von 44 Semesterwochenstunden zu absolvieren.

(2) Die Auswahl der Lehrveranstaltungen aus diesen Fächern hat der/die Studierende im Einver-
nehmen mit dem/der Betreuer/in der Dissertation vorzunehmen. Steht der/die Betreuer/in zu Studienbe-
ginn nicht fest, so hat die Auswahl der Lehrveranstaltungen im Geltungsbereich des Universitäts-Organi-
sationsgesetzes, BGBl. Nr. 258/1975, nach Beratung durch den Präses der Prüfungskommission, im
Geltungsbereich des UOG 1993, BGBl. Nr. 805, nach Beratung durch den zuständigen Studiendekan zu
erfolgen. Hiebei ist auf die fachspezifischen Anforderungen der Dissertation Bedacht zu nehmen. Die
festgesetzten Lehrveranstaltungen sind zu protokollieren.

§ 3. Die Grundlagenfächer haben Lehrveranstaltungen aus folgenden Fachgebieten im Gesamtum-
fang von 24 Semesterwochenstunden zu enthalten:
Fachhochschul-Studiengang Fachgebiet Semesterwochen-

stunden

1. Gebäudetechnik Mathematik 6–12
Physik 4–82
Grundlagen des Bauwesens 4–10
Grundlagen des Maschinenbaues 4–82

2. Automatisierte Anlagen- und Mathematik 6–12
  Prozeßtechnik Physik 4–82

Grundlagen der Elektrotechnik 6–12
3. Software – Engineering Mathematik 6–12

Grundlagen der Elektrotechnik 6–12
Technische Informatik 6–12

4. Fertigungsautomatisierung Mathematik 6–12
Grundlagen des Maschinenbaus 6–12
Grundlagen der Elektrotechnik 4–82

5. Elektronik Mathematik 6–12
Physik 4–82
Grundlagen der Elektrotechnik 6–12

6. Präzisions-, System- und Infor- Mathematik 6–12
  mationstechnik Physik 4–82

Mechanik 4–82
Grundlagen der Elektrotechnik 4–82

§ 4. Die fachspezifischen Ergänzungsfächer umfassen 20 Semesterwochenstunden. Sie dienen der
Einführung in die wissenschaftliche Methodik des Fachgebietes der Dissertation. Die Lehrveranstaltun-
gen sind aus dem Angebot jener Fakultät, der das Dissertationsfach, im Falle einer interdisziplinären
Dissertation eines der für die Dissertation einschlägigen Fachgebiete, zugeordnet ist, auszuwählen und zu
absolvieren.

§ 5. Die Vertiefungsfächer umfassen zehn Semesterwochenstunden. Sie dienen der vertiefenden
Ausbildung im Fachgebiet der Dissertation. Der/Die Studierende hat die Lehrveranstaltungen aus dem
Fachgebiet, im Falle einer interdisziplinären Dissertation aus den Fachgebieten, der Dissertation auszu-
wählen und zu absolvieren.

278
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Fortsetzung des Doktoratsstudiums nach dem ersten Studienjahr

§ 6. Bei Erfüllung der in den §§ 2 bis 5 genannten Voraussetzungen sind Absolventinnen und Absol-
venten der in § 1 genannten Fachhochschul-Studiengänge hinsichtlich der Fortsetzung des Doktorats-
studiums den Absolventinnen und Absolventen eines Diplomstudiums an Universitäten gleichgestellt.

Inkrafttreten

§ 7. Diese Verordnung tritt am 1. September 1996 in Kraft.

Scholten

$( ��Verordnung des Bundesministers für Wissenschaft, Verkehr und Kunst über das
Doktoratsstudium für Absolventinnen und Absolventen von Fachhochschul-

Studiengängen in den Bereichen Wirtschaft und Tourismus
Auf Grund des § 5 Abs. 3 des Bundesgesetzes über Fachhochschul-Studiengänge (FHStG), BGBl.

Nr. 340/1993, wird verordnet:

Berechtigung

§ 1. Absolventinnen und Absolventen der nachstehenden Fachhochschul-Studiengänge haben das
Recht auf Zulassung zu einem um zwei Semester verlängerten Doktoratsstudium der Sozial- und Wirt-
schaftswissenschaften:

Studien- Bezeichnung
gangs-

kennzahl

0001 Internationale Wirtschaftsbeziehungen
0008 Tourismus Management
0012 Tourismus und Freizeitwirtschaft
0015 Wirtschaftsberatende Berufe

Zusätzliche Erfordernisse

§ 2. (1) Im Rahmen des um zwei Semester verlängerten Doktoratsstudiums haben Absolventinnen
und Absolventen der in § 1 genannten Fachhochschul-Studiengänge

1. Grundlagenfächer und
2. dissertationsspezifische Fächer

im Gesamtumfang von 40 Semesterwochenstunden zu absolvieren.

(2) Die Auswahl der Lehrveranstaltungen aus diesen Fächern hat der/die Studierende im Einver-
nehmen mit dem/der Betreuer/in der Dissertation vorzunehmen. Steht der/die Betreuer/in zu Studienbe-
ginn noch nicht fest, so hat die Auswahl der Lehrveranstaltungen im Geltungsbereich des Universitäts-
Organisationsgesetzes, BGBl. Nr. 258/1975, nach Beratung durch den Präses der Prüfungskommission,
im Geltungsbereich des UOG 1993, BGBl. Nr. 805, nach Beratung durch den Studiendekan zu erfolgen.
Hiebei ist auf die fachspezifischen Anforderungen der Dissertation Bedacht zu nehmen. Die festgesetzten
Lehrveranstaltungen sind zu protokollieren.

§ 3. Die Grundlagenfächer umfassen 20 Semesterwochenstunden. Sie dienen der theoretischen und
methodologischen Vertiefung des Studiums. Die Lehrveranstaltungen sind aus den sozialwissenschaft-
lichen und wirtschaftswissenschaftlichen Fächern sowie aus dem Lehrveranstaltungsangebot zur Metho-
dologie der sozial- und wirtschaftswissenschaftlichen Forschung zu wählen.

§ 4. Die dissertationsspezifischen Fächer umfassen 20 Semesterwochenstunden. Sie dienen der ver-
tiefenden Ausbildung im Fachgebiet der Dissertation. Der/Die Studierende hat die Lehrveranstaltungen
aus dem Fachgebiet, im Falle einer interdisziplinären Dissertation aus den Fachgebieten, der Dissertation
auszuwählen und zu absolvieren.

Fortsetzung des Doktoratsstudiums nach dem ersten Studienjahr

§ 5. Bei Erfüllung der in den §§ 2 bis 4 genannten Voraussetzungen sind Absolventinnen und Absol-
venten der in § 1 genannten Fachhochschul-Studiengänge hinsichtlich der Fortsetzung des Doktorats-
studiums den Absolventinnen und Absolventen eines Diplomstudiums an Universitäten gleichgestellt.
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Inkrafttreten

§ 6. Diese Verordnung tritt am 1. September 1996 in Kraft.

Scholten

$(!��Verordnung des Bundesministers für Wissenschaft, Verkehr und Kunst über die
Berufsbezeichnungen ,,Akademisch geprüfter Exportkaufmann“ und ,,Akademisch

geprüfte Exportkauffrau“

Auf Grund des § 18 Abs. 1 des Allgemeinen Hochschul-Studiengesetzes, BGBl. Nr. 177/1966, zu-
letzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 508/1995, wird verordnet:

§ 1. Der Dekan oder die Dekanin der Sozial- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät der Uni-
versität Innsbruck hat an die Absolventen des an dieser Fakultät eingerichteten Universitätslehrganges für
Export- und Internationales Management nach erfolgreicher Absolvierung der im Unterrichtsplan vorge-
schriebenen Vorprüfungen und der Abschlußprüfung die Berufsbezeichnung ,,Akademisch geprüfter
Exportkaufmann“, an die Absolventinnen dieses Lehrganges nach Erfüllung der genannten Vorausset-
zungen die Berufsbezeichnung ,,Akademisch geprüfte Exportkauffrau“ zu verleihen.

§ 2. Der Dekan oder die Dekanin der Sozial- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät der Uni-
versität Graz hat an die Absolventen des an dieser Fakultät eingerichteten Universitätslehrganges zur
Ausbildung von Exportkaufleuten II (Exportmanagementlehrgang) nach erfolgreicher Absolvierung der
im Unterrichtsplan vorgeschriebenen Prüfungen und der Abschlußprüfung die Berufsbezeichnung
,,Akademisch geprüfter Exportkaufmann“, an die Absolventinnen dieses Lehrganges nach Erfüllung der
genannten Voraussetzungen die Berufsbezeichnung ,,Akademisch geprüfte Exportkauffrau“ zu verleihen.

§ 3. Der Dekan oder die Dekanin der Sozial- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät der Uni-
versität Linz hat an die Absolventen des an dieser Fakultät eingerichteten Universitätslehrganges zur
Ausbildung von Exportkaufleuten II (Exportmanagementlehrgang) nach erfolgreicher Absolvierung der
im Unterrichtsplan vorgeschriebenen Prüfungen und der Abschlußprüfung die Berufsbezeichnung
,,Akademisch geprüfter Exportkaufmann“, an die Absolventinnen dieses Lehrganges nach Erfüllung der
genannten Voraussetzungen die Berufsbezeichnung ,,Akademisch geprüfte Exportkauffrau“ zu verleihen.

§ 4. Der Rektor oder die Rektorin der Wirtschaftsuniversität Wien hat an die Absolventen des an
dieser Universität eingerichteten Universitätslehrganges für Export- und Internationales Management
nach erfolgreicher Absolvierung der im Unterrichtsplan vorgeschriebenen Prüfungen und der Abschluß-
prüfung die Berufsbezeichnung ,,Akademisch geprüfter Exportkaufmann“, an die Absolventinnen dieses
Lehrganges nach Erfüllung der genannten Voraussetzungen die Berufsbezeichnung ,,Akademisch ge-
prüfte Exportkauffrau“ zu verleihen.

§ 5. Der Dekan oder die Dekanin der Rechtswissenschaftlichen Fakultät der Universität Salzburg hat
an die Absolventen des Universitätslehrganges für Export- und Internationales Management nach erfolg-
reicher Absolvierung der im Unterrichtsplan vorgeschriebenen Vorprüfungen und der Abschlußprüfung
die Berufsbezeichnung ,,Akademisch geprüfter Exportkaufmann“, an die Absolventinnen dieses Lehr-
ganges nach Erfüllung der genannten Voraussetzungen die Berufsbezeichnung ,,Akademisch geprüfte
Exportkauffrau“ zu verleihen.

§ 6. Diese Verordnung tritt mit 1. Oktober 1996 in Kraft.

§ 7. Die Verordnung des Bundesministers für Wissenschaft und Forschung über die Berufsbezeich-
nung ,,Akademisch geprüfter Exportkaufmann/Akademisch geprüfte Exportkauffrau“, BGBl. Nr. 612/
1990, die Verordnung des Bundesministers für Wissenschaft und Forschung über die Berufsbezeichnung
,,Akademisch geprüfte Exportkauffrau“/,,Akademisch geprüfter Exportkaufmann“, BGBl. Nr. 44/1993,
sowie die Verordnung des Bundesministers für Wissenschaft und Forschung über die Berufsbezeichnung
,,Akademisch geprüfte Exportkauffrau“ und ,,Akademisch geprüfter Exportkaufmann“, BGBl. Nr. 434/
1994, treten mit Ablauf des 30. September 1996 außer Kraft.

Scholten
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Druck der Österreichischen Staatsdruckerei

$("��Verordnung des Bundesministers V�b Wissenschaft, Verkehr und Kunst, mit der die
Seen- und Fluß-Verkehrsordnung geändert wird

Auf Grund der §§ 15, 17 Abs. 3 und 156 Abs. 2 des Schiffahrtsgesetzes 1990, BGBl. Nr. 87/1989,
zuletzt geändert mit BGBl. Nr. 429/1995, wird die Seen- und Fluß-Verkehrsordnung, BGBl. Nr. 42/1990,
zuletzt geändert mit BGBl. Nr. 1056/1994, im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Inneres wie
folgt geändert:

1. § 23 Abs. 2 lautet neu:

„(2) Abweichend von Abs. 1 dürfen für Sport- oder Vergnügungszwecke bestimmte Fahrzeuge mit
Maschinenantrieb anstelle der hellen Lichter gewöhnliche Lichter und

1. anstelle des Topplichtes und des Hecklichtes ein von allen Seiten sichtbares weißes Licht führen,
2. die Seitenlichter in einer doppelfarbigen Leuchte am Bug zusammengefaßt führen, sofern das

Topplicht von vorne sichtbar bleibt, und,
3. sofern die Ausnahme gemäß Z 2 nicht in Anspruch genommen wird, das Topplicht in gleicher

Höhe oder niedriger als das Seitenlicht führen.“

2. § 48 lautet neu:

„Verhalten gegenüber Vorrangfahrzeugen, Fahrzeugen der Berufsfischer und Tauchern

§ 48. Fahrzeuge und Schwimmkörper müssen gegenüber Vorrangfahrzeugen und Fahrzeugen der
Berufsfischer, die den Ball gemäß § 30 Abs. 1 führen, sowie gegenüber gemäß § 59a gekennzeichneten
Fahrzeugen oder Bojen einen Abstand von mindestens 50 m einhalten; soweit die örtlichen Verhältnisse
dies nicht zulassen, ist der nach den Umständen größtmögliche Abstand einzuhalten.“

3. Nach § 59 wird folgender § 59a eingefügt:

„Tauchen

§ 59a. Beim Tauchen vom Gewässer aus ist eine dem Buchstaben „A“ der Internationalen Flaggen-
ordnung entsprechende Flagge (Doppelstander, dessen eine Hälfte weiß und die andere blau ist) auf dem
Fahrzeug oder einer mitgeführten Boje von allen Seiten sichtbar zu führen; nachts und bei unsichtigem
Wetter ist sie wirksam anzuleuchten.“

4. Die Überschrift des § 63 sowie § 63 Abs. 1 lauten neu:

„Bade- und Tauchverbot

§ 63. (1) Im Umkreis von 100 m um Hafeneinfahrten und Anlegestellen der Fahrgastschiffahrt ist
das Baden, ausgenommen an öffentlichen Badeplätzen mit geeigneten Aufsichtspersonen, sowie das
Tauchen verboten.“

5. Dem § 64 Abs. 3 wird folgende Z 7 angefügt:

„7. betreffend das Verhalten des Schiffsführers bei Sturmwarnung (§ 65 Abs. 2).“

6. Der Titel des Verbotszeichens gemäß Anlage 2, Abschnitt 1, lit. A.1.1. lautet wie folgt:

„1. für Fahrzeuge aller Art und Schwimmkörper“

Scholten

$(#��Kundmachung TUc Bundeskanzlers über die Aufhebung des § 148 Abs. 1 zweiter
Satz der Gewerbeordnung 1994 durch den Verfassungsgerichtshof

Gemäß Art. 140 Abs. 5 und 6 B-VG und gemäß §§ 64 Abs. 2 und 65 des Verfassungsgerichtshofge-
setzes 1953, BGBl. Nr. 85, wird kundgemacht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit Erkenntnis vom 27. Juni 1996, G 211/94-12, G 260/94-13,
G 282/94-12, G 1367/95-10, G 1368/95-10 und G 22/96-11, dem Bundeskanzler zugestellt am 8. August
1996, den zweiten Satz des § 148 Abs. 1 der Gewerbeordnung 1994, BGBl. Nr. 194, als verfassungswid-
rig aufgehoben.

 (2) Die Aufhebung tritt mit Ablauf des 1. Juni 1997 in Kraft.

(3) Frühere gesetzliche Bestimmungen treten nicht wieder in Kraft.

Vranitzky


